
Frühjahrstagung der Agrarsozialen Gesellschaft vom 10. bis 12. Juni in Stendal 
 
Vortrag zum Thema:  
 
„Umstrukturierung der ostdeutschen Landwirtschaft –  Erwartungen, politische 
Weichenstellungen, soziale Folgen, Perspektiven“ 
 
 
1. Erwartungen 

 
Die Erwartungen der Landbevölkerung an die Umstrukturierung der ostdeutschen 
Landwirtschaft nach der Wiedervereinigung unterschieden sich nicht von den 
Erwartungen der übrigen Bevölkerung. Die Menschen wollten an der allgemeinen 
Steigerung des Wohlstandes teilhaben und hofften auf Investitionen in die 
Infrastruktur und die Modernisierung der Landwirtschaftbetriebe sowie die 
Beseitigung von Umweltschäden. Nicht wenige sahen in der Wiederherstellung der 
Verfügbarkeit über das ehemalige Eigentum die Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Entwicklung. Diese Erwartungen wurden weitestgehend erfüllt. Zumindest muss man 
zu diesem Ergebnis kommen, wenn man sich an dem orientiert, was finanzierbar und 
politisch durchsetzbar war.  
Das schließt nicht aus, dass viele Menschen im ländlichen Raum persönlich bittere 
Erfahrungen machen mussten, insbesondere wenn sie ihren Arbeitsplatz verloren 
haben. Die Teilhabe an der Wohlstandsentwicklung in den ländlichen Gebieten ist bis 
heute nicht in dem Maße gelungen, wie zur Wende erhofft. Das liegt vor allem an der 
nach wie vor hohen Arbeitslosigkeit im ländlichen Raum und dem allgemein 
niedrigen Lohnniveau. 
 
2. Politische Weichenstellungen 
 
Die politische Weichenstellung sowohl der frei gewählten Volkskammer und der 
DDR-Regierung als auch des Bundestages und der Bundesregierung waren damals 
richtig. Allerdings mussten sich alle „Alt-Parteien“ der Bundesrepublik vielleicht mit 
Ausnahme von unternehmerisch orientierten Teilen der CDU weit bewegen. 
Die Parteien in der alten Bundesrepublik verfolgten in ihrer agrarpolitischen 
Programmatik das Leitbild des (klein)bäuerlichen Familienbetriebes. Das ist nicht zu 
kritisieren. Was zu kritisieren ist, dass Politiker in allen Parteien aus den westlichen 
Bundesländern bis heute reflexartig mit den Klischees von den „Großbauern“ und 
„Agrarfabriken“ argumentieren, wenn es um die ostdeutschen 
Landwirtschaftsbetriebe geht. Es hat den Anschein, als hätten diese Leute bis heute 
nicht begriffen oder nicht begreifen wollen, dass es keinen nennenswerten 
Unterschied macht, ob 10 Landwirte mit ihren Familien insgesamt 800 Hektar 
bewirtschaften oder 15 Beschäftigte gemeinsam eine Agrargenossenschaft oder eine 
GmbH mit einer Fläche über 1000 Hektar betreiben.  
 
Es gehört zu den Kuriositäten der Wende, dass ausgerechnet CSU-
Landwirtschaftsminister Ignaz Kiechle den Rechtsrahmen für die Umwandlung der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG) in Gesellschaften des 
bürgerlichen Gesellschaftsrecht zu verantworten hat. Er hat damit eher unfreiwillig 
und der Not – oder besser der Alternativlosigkeit gehorchend – für den Erhalt der 
Großbetriebsstrukturen in den neuen Ländern gesorgt. 
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Motive hin oder her – die Ergebnisse können sich sehen lassen: 
 
Die Landwirtschaft und die Ernährungswirtschaft haben nach der Wiedervereinigung 
eine außerordentlich positive Entwicklung genommen. Sie können gemeinsam als 
eine der Erfolgsgeschichten des „Aufbau Ost“ gelten und gehören heute mit zu den 
wettbewerbsfähigsten Wirtschaftszweigen in den neuen Ländern. Das hätte sich 
1990 keiner vorstellen können, galten doch die spezialisierten 
Landwirtschaftsbetriebe als wenig zukunftsfähig und die Ernährungswirtschaft war in 
der Planwirtschaft einer der am meisten vernachlässigten Wirtschaftszweige. 
 
Was waren die entscheidenden Weichenstellungen? 
 
Die „Reprivatisierung“ – oder besser die Umstrukturierung – der Landwirtschaft 
wurde nicht einer staatlichen Einrichtung wie der Treuhandanstalt übertragen, 
sondern in die Hände der Betroffenen gelegt. Entscheidend war, dass mit dem 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz die Verfügungsgewalt der Bauern über ihr 
Eigentum wieder hergestellt wurde. Damit konnten sie selbst über die Zukunft ihrer 
Betriebe entscheiden. 
 
Die Umstrukturierung und Modernisierung der Landwirtschaft wurde nicht nur mit 
erheblichen Fördermitteln unterstützt, sondern es wurden auch agrarpolitische 
Rahmenbedingungen geschaffen, die eine weitgehende Chancengleichheit der 
unterschiedlichen Rechts- und Betriebsformen ermöglichten. 
 
Das war übrigens ein zentrales Anliegen der frei gewählten Volkskammer. Ich bin 
stolz darauf, dass es vor allem meine politischen Freunde wie Till Backhaus und 
Peter Kaufold waren, die das mit Unterstützung von vielen Politikern wie Fritz 
Schuhmann durchgesetzt haben. 
 
Zur Gewährleistung der Chancengleichheit gehörte die  Lösung des 
Altschuldenproblems, auch wenn es am Anfang erst einmal nur um die Aussetzung 
der Bedienung ging. In einem zweiten Schritt folgte die Entschuldung um 
1,4 Mrd. DM im Rahmen des Einigungsvertrages und der Abschluss der 
Rangrücktrittsvereinigungen. Damit war das Problem aber nicht gelöst, sondern nur 
aufgeschoben. Die endgültige Lösung mit dem Altschuldengesetz zog sich noch fast 
20 Jahre bis zum Jahr 2008 hin. 
 
Besonders wichtig war die behutsame Privatisierung der landwirtschaftlichen 
Flächen. Dem Verkauf der Flächen wurde eine z. T. achtzehnjährige Verpachtung 
vorgeschaltet. Damit konnte das knappe Kapital der Landwirtschaftsbetriebe für die 
Modernisierung der Betriebe eingesetzt und musste nicht für den Bodenkauf 
gebunden werden. Da der Pachtanteil auch 20 Jahre nach der Wende noch 79 % 
beträgt, sind eine weitere Verlängerung der Verpachtungsphase und eine moderate 
Preispolitik der BVVG auch in Zukunft noch notwendig. Für die positive Entwicklung 
der ostdeutschen Landwirtschaft ist die Tatsache nicht zu unterschätzen, dass die 
ostdeutschen Landwirtschaftsbetriebe mit der Integration in die EU von den Vorteilen 
der Marktordnungen wie der Getreideintervention oder der garantierten 
Milchabnahme im Rahmen der Quotenregelung partizipieren konnten. Die 
ostdeutsche Landwirtschaft profitierte überproportional von den Flächenprämien, die 
für Getreide und Raps mit der Agrarreform von 1992 eingeführt wurden. 
Ostdeutschland hatte in den Jahren nach der Wiedervereinigung einen beispiellosen 
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Abbau der Tierbestände erlebt. Die freiwerdende Futterfläche wurde für den 
Getreideanbau bzw. für den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen genutzt, die 
beim Anbau auf Stilllegungsflächen ebenfalls in die Direktzahlungen einbezogen 
wurden. 
 
Das großzügige Förderangebot zur Modernisierung der Verarbeitungsindustrie hat 
erhebliche private Investitionen ausgelöst, die wiederum die Nachfrage nach 
Agrarrohstoffen verstärkten. In dem Zusammenhang ist auch die verspätete 
Einführung des Marktstrukturgesetzes zu nennen. Es ermöglichte die Bündelung des 
Angebotes und die Förderung von Erfassung und Erstverarbeitung in Händen der 
Landwirtschaft. 
 
In dem Zusammenhang muss auch auf den Lohnverzicht der Beschäftigten und der 
selbstständigen Landwirte hingewiesen werden. Ohne den Lohnverzicht wären die 
Betriebe weder wettbewerbsfähig gewesen noch wäre es möglich gewesen, die 
notwendigen Investitionen zu tätigen und die Betriebe so erfolgreich zu 
modernisieren. 
 
3. Soziale Folgen 
 
Die Folgen des bis heute praktizierten Lohnverzichtes führten nicht nur für die 
Betroffenen zu Wohlstandseinbußen, sondern zum Gefühl der ungerechten 
Behandlung. Die Folgen sind nicht nur für die Betroffenen angesichts der allgemein 
steigenden Lebenshaltungskosten immer weniger hinnehmbar, sondern auch die 
volkswirtschaftlichen Folgen werden immer offensichtlicher. In den ländlichen 
Räumen fehlt es immer mehr an Kaufkraft. Die niedrigen Löhne sind im Übrigen nicht 
allein das Problem des Agrarbereiches, sondern für (fast) alle Branchen und 
Regionen in den neuen Ländern. 
 
Zu den niedrigen Löhnen kam der Verlust von Tausenden von Arbeitsplätzen. Das ist 
die Schattenseite der enormen Produktivitätssteigerung seit 1990. So ging die 
Beschäftigtenzahl von rund 362 000 im Jahre 1991 auf 159 000 im Jahre 2007 
zurück. Der Beschäftigungsrückgang ist aber auch eine Folge des dramatischen 
Abbaus der Tierbestände zu Beginn der 1990er Jahre. Der Verlust von 
Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft und der übrigen gewerblichen Wirtschaft hat in 
den ländlichen Regionen tiefe Spuren hinterlassen, die auch durch massive 
staatliche Förderung nicht kompensiert werden konnten. 
 
„Noch nie waren die Dörfer so schön, aber auch so tot“.  
 
Mit dieser zugegebenermaßen etwas drastischen Zuspitzung lässt sich am 
treffendsten die heutige Situation im ländlichen Raum in den neuen Bundesländern 
beschreiben.  
 
Trotz der großen Anstrengungen der Menschen und des immensen 
Fördermitteleinsatzes gibt es auch 20 Jahre nach der Wende in den 
strukturschwachen ländlichen Räumen Ostdeutschlands erhebliche Probleme. Die 
Arbeitslosigkeit ist nach wie vor deutlich höher als in den städtischen 
Ballungsgebieten. Die Abwanderung besonders junger und besser qualifizierter 
Menschen, darunter überproportional vieler Frauen, und die vergleichsweise niedrige 
Geburtenrate verschärfen die demografischen Probleme. Dagegen konnte nur mit 
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begrenztem Erfolg „angefördert“ werden. Die Folgen des Strukturwandels nach der 
Wiedervereinigung waren einfach zu groß. Folglich ist die zugespitzte Einschätzung 
der Situation in den Dörfern kein Plädoyer dafür, die Förderung des ländlichen 
Raumes zu ändern, sondern eher daran konsequent festzuhalten. Dass diese Politik 
durchaus Früchte trägt, zeigt die positive Entwicklung des Tourismus. Für den 
Tourismus ist die „Schönheit“ der Dörfer und Städte geradezu eine zwingende 
Voraussetzung, wobei Schönheit im umfassenden Sinne zu verstehen ist, also eine 
intakte Natur und der Erhalt der typischen Kulturlandschaft eingeschlossen. 
 
Doch mit dem Ausbau des Tourismus allein lassen sich die Probleme nicht lösen. In 
Zukunft kommt es darauf an, die wirtschaftliche Basis in den ländlichen Regionen zu 
verbreitern. Dabei wird und muss auch in Zukunft die Agrarwirtschaft, also die Land- 
und Ernährungswirtschaft eine Schlüsselstellung einnehmen. Angesichts des 
erreichten Standes wäre es aber falsch, die Unterstützung der Landwirtschaft 
einseitig zu reduzieren. Gerade angesichts des extremen Preiseinbruchs zeigt sich, 
wie fragil die Entwicklung noch ist und dass gerade die beschäftigungsintensiven 
Betriebe mit Milchkuhhaltung am stärksten unter den Einkommensverlusten zu leiden 
haben.  
 
Es dient dem ländlichen Raum in keiner Weise, wenn der Landwirtschaft z. B. durch 
die Modulation Gelder entzogen werden, die für Investitionen oder als Lohn benötigt 
werden, um damit Infrastrukturmaßnahmen in den Dörfern zu finanzieren. Es ist zu 
befürchten, dass auf der einen Seite mehr verloren geht als auf der anderen Seite 
neu aufgebaut wird.  
 
4. Perspektiven  
 
Die Perspektiven für den ländlichen Raum hängen stark davon ab, wie sich die 
gesamte Volkswirtschaft entwickeln wird und wie die Förderung künftig ausgestaltet 
wird. Die Landwirtschaft nimmt im ländlichen Raum nach wie vor eine 
Schlüsselstellung ein, auch wenn der Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt in 
Deutschland nur noch gering ist. Allerdings muss die Landwirtschaft in Verbindung 
mit der Ernährungsindustrie und dem Tourismus gesehen werden. Nicht zu 
vernachlässigen ist der Beitrag, den die Land- und Ernährungswirtschaft zur 
Beschäftigung im ländlichen Raum, insbesondere in den strukturschwachen 
Regionen, leisten. In vielen Dörfern sind die Landwirtschaftsbetriebe die einzigen 
Arbeitgeber von Gewicht. Deshalb muss sich die staatliche Förderung vor allem am 
Erhalt des Bestehenden orientieren.  
 
Eine Förderung von Unternehmen die keinen Markt haben oder nur anderen 
Marktanteile „abjagen“, die mit niedrigen Gewinnen von beiden bezahlt werden, 
bringt überhaupt nichts. Das ist keine generelle Absage an die Förderung neuer 
Bereiche. Am Anfang muss die Frage beantwortet werden, was ist sinnvoll, für 
welche Produkte und Dienstleistungen gibt es einen Markt. Auf Grund meiner 
Erfahrungen mit vielen gut gemeinten Projekten bin ich sehr kritisch geworden. Trotz 
großer Anstrengungen waren viele nach dem Auslaufen der Förderung nicht 
lebensfähig. 
  
Wenn die Ausdehnung der Förderung auf Kleinunternehmen wenig bringt, was bringt 
dann was? Alles was der Förderung der allgemeinen Wirtschaftentwicklung dient, 
bringt auch dem ländlichen Raum etwas, z. B. die Kaufkraft der Touristen. 
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Insbesondere gilt das für das weitere Wachstum der Land- und Ernährungswirtschaft. 
Die Rückstände im Export wurden bereits genannt. Das Potential der erneuerbaren 
Energien ist bei weitem noch nicht ausgeschöpft. Für die Entwicklung des ländlichen 
Raumes brauchen wir die koordinierte Weiterentwicklung von Landwirtschaft, 
regionaler Wirtschaft und Tourismus. Nur wenn das als gemeinsame Aufgabe 
wahrgenommen wird und Erfolge erzielt werden, sind auch die demografischen 
Probleme zu lösen.  


